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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

OECD Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EU Européische Union

AVS Assurance-vieillesse et survivants

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
UE Union européenne
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Stimmung in der Bevdlkerung

In einer von der ETH durchgefihrten Studie .Sicherheit®™ wurde das Vertrauen der
Schweizer Bevdlkerung in verschiedene Institutionen abgefragt. Dabei wurde eine
markante Zunahme des Vertrauens in die Polizei (7,6 Punkte auf einer Skala von 1 bis 10),
die Gerichte (7,0), den Bundesrat (6,8) und ins Parlament (6,2) gemessen. Nach wie vor
lediglich mittelméssig ist laut der ETH-Studie hingegen das Vertrauen in die Parteien
(5,1 und die Medien (5,1)."

Auch 2015 wurden sowohl gemaéass Sorgenbarometer als auch geméss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jahrlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Platzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezuglich der Polizei und der Armee. Wahrend im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgendssischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshiiter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgendssischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Stadnderat recht deutlich héher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies
beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere flr die Gratiszeitungen und
weniger fur Radio und bezahlte Zeitungen gilt. ?

Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei hochste politische Prioritat zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben durfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Wahrend zwar die Zahl der in die Schweiz geflichteten Menschen
leicht zurlickgegangen sei, hatten die Kategorien «Auslanderinnen> (dritter Platz) sowie
«Flichtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Funf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr prasent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.

Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezlglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevolkerung, gehore erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den finf dringendsten Problemen. So schatzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei flhlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es fur unwahrscheinlich, dass sie lhren Job an einen
Roboter abtreten missten.

Uber das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit GUber dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch héheres Vertrauen habe die Bevolkerung gemass Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurlickgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rulckgang von elf
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Prozentpunkten gegeniber der Vorjahresumfrage entspreche. *

Wie bereits im Vorjahr flhrte die Altersvorsorge die Rangliste des vom
Forschungsinstitut gfs.bern erstellten Sorgenbarometers 2019 an. Mit dieser jahrlich
von der Credit Suisse in Auftrag gegebenen Studie werden die Sorgen der Schweizer
Bevolkerung eruiert. Insgesamt blieben die finf grossten Sorgen im Vergleich zum
Vorjahr beinahe unverandert. Eine Ausnahme bildete lediglich der funfte Platz, welcher
von der Sorge um die Arbeitslosigkeit belegt wurde, die damit wieder nach vorne in die
gewohnten Topplatze gerlickt war. Auf die AHV auf dem ersten folgte die Kategorie
«Gesundheit, Krankenkassen» auf dem zweiten Platz, wéhrend die Sorge aufgrund von
«Auslanderinnen» auf dem dritten Platz landete. Einen Platz nach vorne gertickt war die
Kategorie «Umweltschutz/Klimawandel/Umweltkatastrophe>, die Kategorie
«Flichtlinge/Asyl» hingegen fiel auf den neunten Platz zurlck. Hierbei, so eine These
der Studie, sei bemerkenswert, dass gleichzeitig die Sorge um die personliche
Sicherheit (sechster Rang) um elf Prozentpunkte zugelegt habe. Das Narrativ, in
welchem Flichtlinge als «Sicherheitsbedrohung von aussen» dargestellt wirden,
funktioniere somit nicht mehr. Uberhaupt konnte die Studie keine Griinde fir die
Sicherheitsbedenken ausmachen, denn etwa auch die Angst vor Terrorismus oder
Fundamentalismus stieg nicht an. Der Kern dieser Sicherheitsbedenken sei noch zu
klaren.

Von der Politik verlangten die Schweizerinnen und Schweizer rasche Lésungen zu
innenpolitischen Themen, so Lukas Golder von gfs.bern und Co-Leiter der Studie. Auf
die Frage, welche Probleme am dringendsten von den Politikerinnen und Politikern
angegangen werden mussten, nannten die meisten Umfrageteilnehmenden denn auch
die Rentenreform, wie dies bereits im Jahr zuvor der Fall gewesen war. Neu war, dass
2019 die Umweltfragen auf dem zweiten Platz der am dringendsten zu I&senden
Probleme landeten. Anscheinend waren die Befragten diesbezlglich von den
Politikerinnen und Politikern enttauscht, denn 46 Prozent gaben an, die Politik von
Regierung und Verwaltung versage in entscheidenden Themen, wobei 83 Prozent
anfligten, der Bundesrat musse «seine Fihrungsrolle besser wahrnehmen». Noch im
vergangenen Jahr lag das Vertrauen in den Bundesrat bei 61 Prozent und auch sonst war
das Vertrauen in die Institutionen vergleichsweise hoch. Dies habe sich geandert: Von
der EU, Uber die Kirchen, zu den Arbeitsvertretungen, bis hin zu den politischen
Parteien wiesen viele Institutionen einen Vertrauenseinbruch aus, welcher nicht selten
20 Prozentpunkte betrug. Auch die Armee, im Vorjahr noch auf dem zweiten Platz,
verlor in gleichem Ausmass an Vertrauen in der Bevdlkerung. Bemerkenswert war
hierbei, dass sich 90 Prozent der Befragten eine gréssere Anerkennung von
Freiwilligenarbeit winschten, wobei sich 74 Prozent der Befragten vorstellen konnten,
dass «obligatorische Dienste als Alternative zum Militardienst» hier Abhilfe schaffen
wirden. Einzig die Polizei verzeichnete einen kleinen Vertrauensanstieg und belegte
neu den ersten Platz - was im Hinblick auf die Sorge um die personliche Sicherheit eine
passende Entwicklung sei, wie die Studie abschliessend feststellte.

1) Lit. Szvircsev Tresch et al. (2012) Sicherheit 2012; NLZ, 26.5.12.
2) Lit. Credit Suisse 2015 (Sorgen); Lit. Szvircsev Tresch et al. 2015
3) Credit Suisse (2018). Sorgenbarometer

4) Credit Suisse (2019). Sorgenbarometer.pdf; Blick, 5.12.19
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